
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

343

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1973 Ausgegeben am 5. Jänner 1973 4. Stück

5 . Verordnung: Anerkennung der Anhänger der Armenisch-apostolischen Kirche in Österreich
als Religionsgesellschaft

6. Verordnung: Speiseeisverordnung
7. Verordnung: 38. Änderung der Arzneitaxe
8. Kundmachung: Verlängerung der Geltungsdauer des Übereinkommens über kulturelle und

wissenschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Volksrepublik Polen für die Jahre 1970 und 1971

5. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 12. Dezember
1972 betreffend die Anerkennung der An-
hänger der Armenisch-apostolischen Kirche

in Österreich als Religionsgesellschaft

Auf Grund des § 2 des Gesetzes vom 20. Mai
1874, RGBl. Nr. 68, betreffend die gesetzliche
Anerkennung von Religionsgesellschaften, wird
verordnet:

Die Anerkennung der Anhänger der Arme-
nisch-apostolischen Kirche als Religionsgesellschaft
unter der Bezeichnung „Armenisch-apostolische
Kirche in Österreich" wird ausgesprochen.

Sinowatz

6. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 13. De-
zember 1972 über den Verkehr mit Speiseeis

{Speiseeisverordnung)

Auf Grund der §§ 6 und 7 a des Lebensmittel-
gesetzes 1951, BGBl. Nr. 239, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 245/1960 wird
verordnet:

§ 1. Im Sinne dieser Verordnung ist

a) Speiseeis (Gefrorenes) eine Lebensmittel-
zubereitung, die durch Gefrieren in einen
festen oder halbfesten Zustand gebracht
wird und die dazu bestimmt ist, in gefro-
renem Zustand verzehrt zu werden;

b) Speiseeisgrundmasse ein geschmacklich
weitgehend neutrales Produkt, aus dem
durch jeweils verschiedene geschmacks-
bildende Zusätze der Speiseeisansatz her-
gestellt wird;

c) Speiseeisansatz eine flüssige Masse, aus wel-
cher durch Gefrieren Speiseeis hergestellt
wird;

d) Speiseeis-Halberzeugnis eine besondere zur
Herstellung von Speiseeis in den Verkehr
gebrachte Zubereitung.

§ 2. Die Bestimmungen dieser Verordnung
finden auch auf Speiseeis Anwendung, das bei
anderen Lebensmittelzubereitungen Verwendung
findet.

§ 3. (1) Zur Herstellung von Speiseeis dürfen
nur verwendet werden:

a) Trockenmilcherzeugnisse, eingedickte
Milcherzeugnisse, feste und flüssige
Eiprodukte und ähnliche Substanzen, wenn
sie pasteurisiert oder sterilisiert wurden
oder aus pasteurisierten oder sterilisierten
Ausgangsmaterialien stammen;

b) Milch, Magermilch und Obers (Süßrahm),
wenn sie pasteurisiert bzw. molkereimäßig
behandelt oder sterilisiert oder abgekocht
wurden;

c) Joghurt und Kefir bzw. Magerjoghurt und
Magerkefir, wenn sie aus pasteurisierter
oder molkereimäßig behandelter Milch
bzw. Magermilch hergestellt wurden.

(2) Es ist verboten, andere fermentierte Milch-
produkte als Joghurt, Kefir, Magerjoghurt und
Magerkefir für die Speiseeiserzeugung zu ver-
wenden.

(3) Butter darf zur Herstellung von Speiseeis
nur verwendet werden, wenn sie aus pasteuri-
siertem oder molkereimäßig behandeltem Rahm
hergestellt wurde.

(4) Für die in den Abs. 1 und 2 genannten
Substanzen sind Lagertemperatur, Lagerdauer
und sonstige Lagerbedingungen so zu wählen,
daß weder eine wesentliche Keimvermehrung
noch eine Verderbnis eintreten kann. Produkte,
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deren sachgemäße Aufbewahrung eine Kühlung
erfordert, sind in einer Kühleinrichtung zu la-
gern, die eine Temperatur von nicht mehr als
4° C gewährleistet. Tiefgefrorene Produkte sind
bei Temperaturen unter minus 18° C zu lagern.

§ 4. (1) Das Feilhalten und Verkaufen und die
Verwendung von Speiseeishalberzeugnissen, Eis-
bindemitteln, Farbstoffen, Essenzen und Aromen
für die Speiseeiserzeugung ist nur zulässig, wenn
diese Produkte bakteriologisch einwandfrei sind.

(2) Als bakteriologisch einwandfrei gelten Pro-
dukte, die keine pathogenen Keime und in je
einem Gramm keine Escherichia coli und nicht
mehr als

50.000 vermehrungsfähige Keime,
10 coliforme Keime,

100 Enterokokken und
100 Schimmelpilze oder Hefen

enthalten.

(3) Für die Herstellung von Speiseeis auf kal-
tem Wege (§ 6 Abs. 1) dürfen Zucker, Zucker-
austauschstoffe, Trockenmilcherzeugnisse, ein-
gedickte Milcherzeugnisse, Kakao und Kakao-
erzeugnisse, Kaffee und Kaffee-Extrakt, Stärke,
Stärkezucker, Verdickungs- und Geliermittel und
Obsterzeugnisse nur verwendet werden, wenn sie
bakteriologisch einwandfrei sind (Abs. 2). Sind
diese Stoffe nicht im Sinne des Abs. 2 bakterio-
logisch einwandfrei, so müssen sie im Zuge des
Herstellungsverfahrens des Speiseeises einem
Erhitzungsprozeß unterzogen werden (§ 5 Abs. 1
und 2).

(4) Die im Abs. 1 und die im Abs. 3 genannten
Produkte, letztere jedoch nur, wenn sie mit
einem Hinweis auf ihre bakteriologisch ein-
wandfreie Beschaffenheit für die Speiseeiserzeu-
gung in den Verkehr gesetzt werden, haben auf
der Verpackung die Angabe über die Lager-
bedingungen und die Dauer der Verwendbarkeit
(Monat und Jahr) zu tragen.

(5) Speiseeishalberzeugnisse und andere Aus-
gangsmaterialien für die Speiseeiserzeugung, die
als Vollkonserven in Verkehr gesetzt werden, sind
als solche zu bezeichnen. Sie müssen den Anfor-
derungen entsprechen, die an Vollkonserven
gestellt werden.

(6) Die Verwendung von Hühnereiern für die
Herstellung von Speiseeis ist nur zulässig, wenn
im Zuge des Herstellungsverfahrens des Speise-
eises ein Erhitzungsprozeß nach dem Zusatz vor-
genommen wird (§ 5 Abs. 1 und 2). Die Ver-
wendung von Enteneiern ist in jedem Fall ver-
boten.

§ 5. (1) Speiseeisgrundmasse oder Speiseeis-
ansatz sind spätestens eine Stunde nach ihrer
Herstellung einem Erhitzungsprozeß zu unter-
ziehen, der im Erfolg zumindest einer Keim-

abtötung gleichkommt, die bei zehn Minuten
langem Erhitzen auf 70° C erzielt wird.

(2) Speiseeisgrundmasse oder Speiseeisansatz
sind unmittelbar nach dem Erhitzungsprozeß
mittels eines geeigneten Wärmeaustauschverfah-
rens — allenfalls mittels fließenden Wassers —
rasch abzukühlen.

(3) Speiseeisgrundmasse oder Speiseeisansatz
müssen, wenn sie nicht unmittelbar nach dem
Wärmeaustauschverfahren weiterverarbeitet oder
eingefroren werden, rasch mindestens auf eine
Temperatur von 4° C abgekühlt werden. Bei
dieser Temperatur dürfen sie höchstens 72 Stun-
den aufbewahrt werden. Innerhalb dieses Zeit-
raumes dürfen sie nochmals einem Erhitzungs-
prozeß im Sinne des Abs. 1 unterzogen werden,
wenn bei ihrer Aufbewahrung die Temperatur
von 4° C nicht überschritten wurde. Sie dürfen
vom Zeitpunkt der zweiten Hitzebehandlung
an 72 Stunden bei einer Temperatur unter 4° C
aufbewahrt werden. Eine weitere Hitzebehand-
lung ist verboten.

(4) Vollkonserven von Speiseeisgrundmasse
oder Speiseeisansatz dürfen nach dem Öffnen
bei einer Temperatur, die 4° C nicht über-
schreitet, durch höchstens 72 Stunden aufbewahrt
werden. Sie dürfen keinem Erhitzungsprozeß
unterzogen werden.

§ 6. (1) Die Erhitzung des Speiseeisansatzes
(§ 5 Abs. 1 und 2) darf unterbleiben, wenn für
seine Herstellung ausschließlich verwendet wer-
den:

a) Joghurt, Kefir, Magerjoghurt, Magerkefir,
die aus pasteurisierter oder molkereimäßig
behandelter Milch bzw. Magermilch her-
gestellt wurden, oder

b) Speiseeishalberzeugnisse, Eisbindemittel,
Farbstoffe, Essenzen, Aromen, die bakte-
riologisch einwandfrei (§ 4 Abs. 2) sind,
oder

c) Zucker, Zuckeraustauschstoffe, Trocken-
milcherzeugnisse, eingedickte Milcherzeug-
nisse, Kakao und Kakaoerzeugnisse, Kaffee
und Kaffee-Extrakt, Stärke, Stärkezucker,
Verdickungs- und Geliermittel, Obst-
erzeugnisse, die bakteriologisch einwand-
frei (§ 4 Abs. 2) sind, oder, wenn diese
Stoffe nicht im Sinne des § 4 Abs. 2 bak-
teriologisch einwandfrei sind, sie im Zuge
des Herstellungsverfahrens des Speiseeises
einem Erhitzungsprozeß (§ 5 Abs. 1 und 2)
unterzogen worden sind, oder

d) Speiseeisgrundmasse, die einer Hitze-
behandlung (§ 5 Abs. 1 und 2) unter-
zogen wurde, oder

e) sterilisierte Milch oder sterilisierte Milch-
produkte, abgekochte Milch oder Mager-
milch, oder Milch oder Magermilch oder
Obers (Süßrahm), die einem Erhitzungs-
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prozeß gemäß § 5 Abs. 1 und 2 unter-
zogen worden sind, oder

f) Trinkwasser, Wein, Liköre, Fruchtsäuren
und deren Salze, Speisefette oder

g) frisches, getrocknetes oder tiefgefrorenes
Obst einschließlich Schalenobst.

(2) Der fertige Speiseeisansatz ist unmittelbar
nach der Herstellung dem Gefrierprozeß zu
unterziehen.

§ 7. In Speiseeisautomaten, in denen das
Speiseeis unmittelbar vor der Abgabe an den
Käufer durch Gefrieren bereitet wird, darf der
Speiseeisansatz im Vorratsbehälter eine Tempe-
ratur von 6° C nicht überschreiten. Liegt die
Temperatur nicht höher als 6° C, so darf der
Speiseeisansatz höchstens 24 Stunden, liegt die
Temperatur unter 4° C jedoch 36 Stunden im
Vorratsbehälter verbleiben. Das Gerät ist jeden-
falls nach Ablauf dieser Fristen mit geeigneten
Mitteln zu reinigen und zu desinfizieren. An-
schließend ist mit einer solchen Menge Trink-
wasser nachzuspülen, die ausreicht, die Reste der
verwendeten Mittel vollständig zu beseitigen.
Es ist verboten, abtropfende Eismasse wieder in
den Vorratsbehälter einzubringen oder in an-
derer Weise weiterzuverwenden.

§ 8. (1) Speiseeis ist bis zur Abgabe an den
Verbraucher bei Temperaturen unter minus
5° C zu halten.

(2) Es ist verboten, Speiseeis, auch wenn es
nur teilweise aufgetaut ist, neuerlich einzu-
frieren. Anfallender Vorlauf, in dem an keiner
Stelle eine Temperatur von 4° C überschritten
wurde, darf jedoch nach einem Erhitzungsprozeß
gemäß § 5 Abs. 1 und 2 neuerlich zu Speiseeis
verarbeitet werden.

§ 9. (1) Speiseeis ist so herzustellen und zu
behandeln, daß

a) in je 50 Gramm keine Salmonellen,
b) in je 1 Gramm weder koagulasepositive

Staphylokokken noch andere pathogene
Keime, und

c) in je 1 Gramm nicht mehr als
250.000 vermehrungsfähige Keime,

100 coliforme Keime,
1 Escherichia coli und

1.000 Enterokokken
enthalten sind.

(2) Bei Speiseeis aus Joghurt, Kefir, Mager-
joghurt oder Magerkefir, das als solches bezeich-
net ist und dessen fettfreie Milchtrockenmasse
ausschließlich aus dem Joghurt, Kefir, Mager-
joghurt oder Magerkefir stammt, sind die den
Produkten eigenen Fermentationskeime keine
Keime im Sinne des Abs. 1 lit. c.

§ 10. (1) In Betrieben, in denen Speiseeis her-
gestellt, abgepackt oder vertrieben wird, darf

nur Wasser aus einer öffentlichen Trinkwasser-
versorgungsanlage verwendet werden.

(2) Die Verwendung von Wasser, das nicht
aus einer öffentlichen Trinkwasserversorgungs-
anlage stammt, ist nur zulässig, wenn der
Betriebsinhaber nachgewiesen hat, daß das
Wasser für Trinkzwecke geeignet ist.

(3) Der Nachweis im Sinne des Abs. 2 ist er-
bracht, wenn ein Gutachten eines Hygiene-
institutes einer österreichischen Hochschule oder
einer Gebietskörperschaft, einer staatlichen
Lebensmitteluntersuchungsanstalt oder einer
Bundesstaatlichen bakteriologisch-serologischen
Untersuchungsanstalt auf Grund eines Orts-
befundes und einer chemischen und bakterio-
logischen Untersuchung die Eignung des Wassers
für Trinkzwecke bescheinigt. Das Gutachten darf
nicht älter als ein Jahr sein. Es ist auf Verlangen
den Aufsichtsorganen vorzuweisen.

§ 11. (1) Die Herstellung von Speiseeis darf
nur in hygienisch einwandfreien Räumen er-
folgen.

(2) Hygienisch einwandfreie Räume haben
jedenfalls einen fugendichten, wasserundurch-
lässigen Fußboden und einen hellen, abwasch-
baren Wandbelag oder -anstrich aufzuweisen, der
bis zu einer Höhe von mindestens 2 m reicht. Sie
müssen gut belichtet und belüftbar sowie frei
von das Speiseeis nachteilig beeinflussenden Ge-
rüchen sein. In ihnen dürfen sich keine Haus-
tiere befinden. Gegen das Auftreten von Nagern,
Insekten und sonstigen Schädlingen muß vor-
gesorgt sein.

(3) In Räumen, in denen Speiseeis hergestellt
oder abgepackt wird, muß ein Wasseranschluß
vorhanden sein und die Gelegenheit zur Reini-
gung der Hände mit fließendem warmen Wasser
bestehen, es sei denn, daß eine derartige Wasch-
gelegenheit in unmittelbarer Nähe vorhanden
ist. Für die Reinigung der Hände und für die
Reinigung der Geräte müssen jeweils gesonderte
Becken vorhanden sein und benützt werden.
Die Waschgelegenheit darf Betriebsfremden nicht
zugänglich sein.

(4) Zur Trocknung der Hände dürfen nur
einmal benützbare Handtücher oder Lufttrock-
ner verwendet werden.

(5) Für die mit der Herstellung oder Ab-
packung von Speiseeis beschäftigten Personen
müssen von den Betriebsräumen nicht unmittel-
bar zugängliche Toilettenanlagen vorhanden sein.
Sie dürfen durch Betriebsfremde nicht benützt
werden.

(6) Räume, in denen Speiseeis hergestellt, ver-
packt oder vertrieben wird, dürfen nicht zu
Wohnzwecken oder für solche Zwecke verwendet
werden, welche die Beschaffenheit von Speiseeis
beeinträchtigen können. Räume, in denen Speise-
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eis hergestellt oder verpackt wird, dürfen nicht
zugleich Verkaufsräume sein. Der Betrieb einer
Gefrieranlage im Verkaufsraum ist jedoch zu-
lässig.

(7) Die Räume sind so oft als notwendig, min-
destens jedoch einmal täglich zu reinigen.

(8) Die Vorschriften über die Herstellung von
Speiseeis in Räumen gelten auch für sämtliche
Vorarbeiten zur Beschickung von Speiseeisauto-
maten. Sie finden auf den unmittelbaren, selbst-
tätigen Bereitungsvorgang durch Speiseeisauto-
maten keine Anwendung.

(9) Die Herstellung von Speiseeis im Umher-
ziehen ist verboten.

§ 12. (1) Die Einrichtungsgegenstände in den
Räumen, in denen Speiseeis erzeugt oder ver-
packt wird, müssen einen glatten, abwaschbaren
Belag oder Anstrich aufweisen, oder selbst aus
abwaschbarem Material bestehen. Die Oberfläche
der Arbeitstische muß aus hartem, glattem,
undurchlässigem Material bestehen; sie darf nicht
aus Holz sein.

(2) Die Maschinen, Geräte und Gefäße für die
Erzeugung, Verpackung und Abgabe von Speise-
eis dürfen nicht aus einem Material bestehen,
das die Beschaffenheit des Speiseeises nachteilig
beeinflussen kann. Die Verwendung von Geräten
und Gefäßen aus Holz ist verboten.

(3) Maschinen, Apparate und Gefäße müssen
in regelmäßigen Zeitabständen und so oft es
mit Rücksicht auf die Produktionsbedingungen
erforderlich ist, mit entsprechenden Mitteln wirk-
sam gereinigt und desinfiziert werden. Anschlie-
ßend ist mit einer solchen Menge Trinkwasser
nachzuspülen, daß die Reste der verwendeten
Mittel vollständig beseitigt werden.

(4) Löffel und andere Geräte zur Herstellung
von Speiseeis müssen so beschaffen sein, daß ein
Berühren der Speiseeisgrundmasse, des Speise-
eisansatzes oder des Speiseeises mit Händen,
Armen oder Teilen der Kleidung vermieden
wird.

§ 13. (1) Die Oberfläche der Verkaufspulte,
in denen sich die Speiseeisvorratsbehälter be-
finden, muß aus hartem, glattem, undurch-
lässigem, abwaschbarem Material bestehen; sie
darf nicht aus Holz sein. Das gleiche gilt für die
Oberfläche von Vorrichtungen für den Verkauf
im Umherziehen.

(2) Die Vorratsbehälter müssen zum Käufer
hin so abgeschirmt oder in solcher Entfernung
aufgestellt sein, daß ein Hineingreifen oder
Hineinhauchen durch den Käufer ausgeschlossen
ist.

(3) Die Vorratsbehälter müssen durch geeig-
nete Vorrichtungen vor einem Hineinstreifen
oder Hineinfließen von Speiseeisresten oder son-

stigen Verunreinigungen wirksam geschützt sein.
Sie sind während der Betriebspausen und wäh-
rend Reinigungsarbeiten abzudecken. Die zum
Verschließen verwendeten Deckel oder Abdeck-
vorrichtungen müssen leicht zu reinigen sein; sie
dürfen nicht aus Holz bestehen.

§ 14. (1) Tüten und sonstige Behältnisse, in
welche das Speiseeis abgefüllt wird, ferner Trink-
gläser, Löffel und ähnliche Gegenstände sowie
Verpackungsmaterialien sind vor Staub und vor
Berühren oder Anhauchen durch den Käufer
geschützt aufzubewahren.

(2) Für die Portionierung des Speiseeises be-
stimmte Geräte sind in Gefäßen mit fließendem
Wasser oder in säurefesten Gefäßen, die eine
1'5prozentige Zitronen- oder Weinsäurelösung,
welche mindestens jede Stunde zu erneuern ist,
enthalten, aufzubewahren. Diese Bestimmung
findet auf Portioniervorrichtungen von Speise-
eisautomaten, in denen das Speiseeis erst unmit-
telbar vor der Abgabe an den Käufer durch Ge-
frieren erzeugt wird, keine Anwendung.

(3) Geräte und Behältnisse, die ihrer Beschaf-
fenheit nach nur zum einmaligen Gebrauch be-
stimmt sind, dürfen nicht wiederverwendet
werden. Das bei der Abgabe von Speiseeis ver-
wendete Verpackungsmaterial muß sauber,
hygienisch einwandfrei und ungebraucht sein; es
darf auf der mit dem Speiseeis in Berührung
kommenden Seite keinen Aufdruck tragen.

§ 15. (1) Vor Arbeitsaufnahme und nach jeder
Arbeitsunterbrechung müssen die mit der Her-
stellung oder Verpackung von Speiseeis beschäf-
tigten Personen ihre Hände und Arme gründ-
lich säubern. Diese Vorschrift gilt auch für Per-
sonen, die mit der Aufbewahrung, Beförderung
und sonstigen Behandlung oder dem Verkauf
von nicht verpacktem Speiseeis beschäftigt sind.

(2) Bei der Herstellung, beim Abpacken und
beim Vertrieb von Speiseeis ist Sorge zu tragen,
daß dieses nicht durch Personen, Betriebsmittel,
Geschirre, Geräte und äußere Einflüsse hygienisch
nachteilig verändert werden kann.

(3) Mit der Herstellung oder Verpackung von
Speiseeis beschäftigte Personen müssen bei ihrer
Tätigkeit saubere Arbeitskleidung sowie einen
sauberen, ausreichenden Haarschutz tragen. Sie
dürfen bei ihrer Arbeit weder rauchen noch
Tabak kauen, schnupfen, spucken oder Arznei-
mittel einnehmen.

§ 16. (1) Bei der Beförderung von Speiseeis
muß stets eine angemessene Kühlhaltung
gewährleistet sein. Die Temperatur im Speiseeis
darf nicht mehr als minus 5° C betragen.

(2) Speiseeis in Verpackungen ist bei gemein-
samer Beförderung und Aufbewahrung mit an-
deren Lebensmitteln so zu behandeln, daß es
nicht nachteilig beeinflußt werden kann.
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(3) Speiseeis in für den Käufer bestimmten
Packungen darf in Tiefkühleinrichtungen nur
gemeinsam mit solchen tiefgefrorenen Lebens-
mitteln aufbewahrt werden, die sich in ver-
schlossenen Verpackungen befinden.

(4) Fahrzeuge, mit denen Speiseeis befördert
wird oder von denen aus Speiseeis verkauft
wird, sind für diese Tätigkeiten in einem solchen
Zustand zu halten, daß die Beschaffenheit des
Speiseeises nicht nachteilig beeinflußt werden
kann.

§ 17. (1) Die Bestimmungen dieser Verord-
nung treten, soweit in den Abs. 2 und 3 nichts
anderes bestimmt wird, mit dem Beginn des
zweiten Monates, der auf ihre Kundmachung
folgt, in Kraft.

(2) Die Bestimmungen des § 12 Abs. 1 und 2
und des § 13 treten ein Jahr nach dem in Abs. 1
genannten Zeitpunkt in Kraft.

(3) Die Bestimmungen des § 11 Abs. 2, soweit
sie sich auf die Beschaffenheit des Fußbodens
beziehen, sowie des § 11 Abs. 3 und 5 treten
drei Jahre nach dem in Abs. 1 genannten Zeit-
punkt in Kraft.

§ 18. (1) Bis zum 30. September 1973 dürfen
die im § 4 Abs. 1 genannten Produkte noch in
den Verkehr gesetzt und verwendet werden,
wenn die in § 4 Abs. 2 angeführten Keimzahlen
um nicht mehr als 100% überschritten werden.

(2) Bis zum 30. September 1973 dürfen die im
§ 9 angeführten Keimzahlen noch das Doppelte
betragen.

(3) Bis zum 30. September 1973 ist die Ver-
wendung von Wasser aus einer nicht öffentlichen
Trinkwasserversorgungsanlage in Betrieben, in
denen Speiseeis hergestellt, abgepackt oder ver-
trieben wird, zulässig, wenn der Betriebsinhaber
der Bezirksverwaltungsbehörde die Eignung des
Wassers für Trinkzwecke durch ein Sachverstän-
digengutachten nachgewiesen hat. Dieses Gut-
achten darf im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Verordnung nicht älter als drei Jahre sein.

(4) Während eines Zeitraumes von drei Jahren
nach Inkrafttreten dieser Verordnung ist eine
Höhe des Wandbelages oder -anstriches gemäß
§ 11 Abs. 2 von 160 cm noch zulässig.

(5) Während eines Zeitraumes von drei Jahren
nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung ist
die Aufbewahrung der im § 3 Abs. 1 genannten
Ausgangsmaterialien und von Speiseeisgrund-
masse und Speiseeisansatz in Kühleinrichtungen
(§ 5 Abs. 3 und 4), die eine Temperatur von
nicht mehr als 8° C gewährleisten, noch zu-
lässig.

Leodolter

7. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 15. De-
zember 1972, mit der die Österreichische
Arzneitaxe 1962 geändert wird (38. Ände-

rung der Arzneitaxe)

Auf Grund des § 7 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1906, RGBl. Nr. 5/1907, betreffend die
Regelung des Apothekenwesens wird verordnet:

Artikel I

Die Österreichische Arzneitaxe 1962, BGBl.
Nr. 128, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. Nr. 211/1972 wird wie folgt geändert:

In der Anlage B werden die Preisansätze der
nachstehend angeführten Arzneimittel und Ge-
fäße wie folgt festgesetzt:
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Artikel II

Die Verordnung tritt mit 1. Jänner 1973 in
Kraft.

Leodolter

8. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
15. Dezember 1972 betreffend die Verlänge-
rung der Geltungsdauer des Übereinkom-
mens über kulturelle und wissenschaftliche
Zusammenarbeit zwischen der Österreichi-
schen Bundesregierung und der Regierung
der Volksrepublik Polen für die Jahre 1970

und 1971

Die Geltungsdauer des am 9. Juni 1970 in
Warschau unterzeichneten Übereinkommens über
kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeit
zwischen der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Volksrepublik Polen für
die Jahre 1970 und 1971, BGBl. Nr. 278/1970,
wurde durch Notenwechsel bis zum Inkrafttre-
ten des am 28. Jänner 1972 in Wien paraphier-
ten Abkommens zwischen der Republik Öster-
reich und der Volksrepublik Polen über die Zu-
sammenarbeit auf den Gebieten der Kultur und
Wissenschaft verlängert.

Kreisky
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